
FW-UDS: HH-Rede 2024 

Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin,  

werte Kolleginnen und Kollegen, vor allem aber  

sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, 

denn um Ihr Wohl geht es heute! 

Vor rund zwölf Jahren habe ich als Mitglied der damaligen GDL (Grüne Dietzenbacher 

Liste), die zusammen mit der SPD und der WIR eine Koalition bildete, meine erste HH-

Rede gehalten und dabei einen von den Fraktionskollegen harsch kritisierten Fauxpas 

begangen. Ich hatte mich während meiner Rede der oppositionellen CDU zugewandt und 

ihr für einen von ihnen vorgebrachten Aspekt zugestimmt.  

Ich glaube, viele Kollegen würden das immer noch als ein „no go“ einschätzen und 

entsprechend lieber schweigen, als „der anderen Seite“ zuzustimmen.  

Ich dagegen würde wie damals handeln. Allein, ich kann es nicht, denn wenn die 

Koalitionsfraktionen über die vereinbarten Zeitlimits hinaus sich nicht zum Haushalt 

äußern und auch nicht unsere Anträge zur Diskussion herausfordern, kann man auch kein 

gemeinsames Verständnis entwickeln. Schade!  

Wir werden deshalb zu spät eingereichten Anträge mit zusätzlichem Aufwand nicht 

zustimmen. 

Ein erfolgreicher Haushalt - oder auch ganz allgemein, eine erfolgreiche Politik – kann nur 

entstehen durch das aufeinander zugehen mit der Suche nach Kompromissen. 

Die Basis hierfür:                        Transparenz und Vertrauen. 

Anhaltend wirksame Entscheidungen können nur auf Basis einer vertrauensvollen 

Zusammenarbeit entstehen und dafür ist ein gleichwertiger Informationsstand für alle 

Beteiligten die notwendige Plattform. 

Das gilt generell, d.h. zwischen den Fraktionen, im Zusammenspiel zwischen Politik und 

Verwaltung und - der zentrale Aspekt – zwischen Politik und den Bürgern. 

In allen drei Sichten stehen wir nicht gut da. 

Nur drei kurze Beispiele, was gemeint ist: 

1. Wenn zu dem Schwergewicht unserer finanziellen Belastungen (30 Mio. Aufwand 

für Kinderbetreuung) zwei Anfragen inkl. Nachfrage mit genügend Vorlauf vor der 

HH-Debatte nicht beantwortet werden, dann schafft das keinen Teamgeist für Politik 

und Verwaltung. Auch die bzgl. „neue Kita“ wichtige Info, dass 2023 rd.25% weniger 

Kinder geboren wurden, wird nicht kommuniziert. 

 

2. Wenn der BGM frühzeitig in der Presse die Haushaltssituation als einmalig 

dramatisch bezeichnet, dann dürfen entspannende Argumente nicht zurückgehalten 

werden. (Gewerbesteuerzahlungen weit über Plan, Supergewinnbeteiligung durch 

die Maingau) Die Politik muss der Verwaltung trauen können! 

 

 



3. Wenn viele Dietzenbacher durch die verschiedenen Rechenzentrum-Projekte 

beunruhigt sind, ist eine nichtöffentliche Sitzung kein Weg, um bei den Bürgern 

Vertrauen zu schaffen. Die gestrige nichtöffentliche Veranstaltung führt 

schnurstracks zu der immer wieder beschworenen Politikverdrossenheit.  

 

Und auch die heute zu gründende Kita-Kommission kann wegen der 

Nichtöffentlichkeit kein Vertrauen schaffen. Pikanterweise findet gleichzeitig der 

SOKI-Ausschuss mangels Themen nicht statt. 

 

Und weil vielen Bürgerinnen und Bürgern nicht einmal ansatzweise klar ist, welche 

kommunalen Aufgaben mit welchen finanziellen Konsequenzen verbunden sind, ist es für 

die Politik so schwierig, Verständnis für Gebühren-/Steuererhöhungen oder 

Leistungseinschränkungen zu erhalten. Ich kann keine Ansätze erkennen. 

Unsere Fraktion ist hinsichtlich drastischer Maßnahmen, d.h. Steuer-

/Gebührenerhöhungen und/oder Kürzungen von freiwilligen Leistungen zwiespältig, denn 

auch wir sehen natürlich die damit verbundenen Einschnitte und finanziellen Belastungen. 

Symptomatisch für diese Grundeinstellung bei allen Fraktionen ist die Mittelfristplanung, 

bei der für die kommenden Jahre die privatrechtlichen Leistungsentgelte stagnieren 

(+1,5%) und die Steuern um rd. 22 % erhöht werden. Das wird aber tunlichst nicht 

thematisiert. Hier sehen wir mit der thematischen Konzentration auf ein Haushaltsjahr ein 

großes Manko. 

 

Zum aktuellen Haushalt: 

Zu unseren Anträgen (siehe unten) zwei Ergänzungen: 

Gewerbesteuer: Eine Nachkalkulation durch die Verwaltung ergibt, dass die Erlöse bei 

Verzicht auf Steuererhöhung um 800TEUR geringer ausfallen. 

(Gemeindefinanzreformgesetz § 6 muss u.E. anders interpretiert werden. Maßgebend ist 

der Gewerbesteuermessbetrag und nicht der Hebesatz der Kommune!) 

Erhöhung der KITA-Gebühren: der Antrag wir zurückgezogen, damit in der neuen 

Kommission auch weitere Aspekte – z.B. einkommensabhängige Gebühren und Splitting 

von Kita-Plätzen – in die Diskussion eingebunden werden.. 

Invest: Hier die Grundsatzklärung zu den Ideen von Kita-Neubauten. Solange weit über 

100 Kita-Plätze wegen Personalmangel nicht belegt werden können, sollte man sich auf 

die Rekrutierung neuer Mitarbeiter konzentrieren. Die vom 1. Stadtrat während der HH-

Diskussion vorgetragene Argumentation, durch neue, moderne Kita-Gebäude bekomme 

man leichter Mitarbeiter, ist, gelinde gesagt, wenig überzeugend, zumal dies schon am 

genannten Beispiel „Kita Brunnenstraße“ eindeutig widerlegt ist. Auch dort werden wg. 

Personalmangel 14 Plätze nicht belegt! 

 

 

 



An 

die Stadtverordnetenvorsteherin der                                              

Kreisstadt Dietzenbach                                                                                      10.03.2024 

   

                                                      

Änderungsantrag zum Haushalt 2024 

Die SVV möge in öffentlicher Sitzung wie folgt beschließen: 

1. Die Gewinnausschüttung der Stadtwerke Dietzenbach GmbH wird auf 2,5 Mio. Euro erhöht. 
(Veränderung im Haushalt 2024: plus 1.500 Tsd. Euro) 
 

2. Die Grundsteuer wird um 40 Punkte (5%) erhöht. (plus 591 Tsd. Euro) 
 

3. Die geplante Erhöhung des Hebesatzes für die Gewerbesteuer wird nicht umgesetzt. (minus 
1.976 Tsd. Euro) 
 

4. Die Kita- Gebühren werden um 5% erhöht. (plus 45 Tsd. Euro) 
 

Unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen wird das geplante Haushaltsdefizit von         1,9 Mio. 
Euro um 160 Tsd. Euro reduziert. 
 
Begründung:  

Zu Punkt 1: Ein extrem hohes Ergebnis der Maingau GmbH führt über die Stadt als Anteilseigner 
auch zu einem außergewöhnlich guten Jahresergebnis für die Dietzenbacher Stadtwerke.  

Es spricht kein Argument für eine weitgehende Thesaurierung, sondern der einmalig hohe 
Gewinnbeitrag durch die Maingau-Beteiligung kann ohne negative Effekte für die Stadtwerke zur 
Gesundung des städt. Haushaltes beitragen.  

Der Umstand, dass sich durch den Fortfall des defizitären Stadtbusses und den Verzicht der Stadt 
auf Schuldentilgung (jeweils jährlich rd. 800 Tsd. Euro) anhaltend positive Ergebniseffekte für die 
Stadtwerke ergeben, stützt diesen Antrag. 

Zu Punkt 2: Durch die im Jahr 2025 zu realisierenden neuen Vorgaben der Grundsteuerberechnung 
wird es - trotz des beschlossenen Zieles des insgesamt unveränderten Grundsteuervolumens - für 
eine Vielzahl von Steuerpflichtigen zu deutlichen Steuererhöhungen kommen. 

Zusätzlich ist laut Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 die Erhöhung der Grundsteuer um rd. 
18 Prozent geplant.  

Beide Effekte zusammen sind den Bürgern und Unternehmen nicht zumutbar.  

Zum Ausgleich der mit den kommunalen Aufgaben verbundenen steigenden Ausgaben sollte die 
Grundsteuer nur im moderaten Maß genutzt werden. Deshalb soll die Grundsteuer für 2024 um fünf 
Prozent angehoben werden und für das kommende Jahr wird auf eine weitere Anhebung verzichtet.  

Das bedeutet aber auch, dass wir die verbleibende Zeit bis zum nächsten Haushalt 
schnellstmöglich und für die Bürger transparent für die Entwicklung von Alternativen nutzen 
müssen. 



Zu Punkt 3: Die geplante Anhebung der Gewerbesteuer berücksichtigt nicht die aktuell schwierige 
Lage vieler Betriebe nach Corona und setzt mit dem Überschreiten der 400er-Marke ein langfristig 
negatives Signal für den Wirtschaftsstandort Dietzenbach. 

Die wirtschaftlichen Aktivitäten sind, gemessen an der Gewerbesteuer, in Dietzenbach in den 
letzten fünf Jahren im Vergleich zum Kreis und zu Hessen nur halb so stark gewachsen und im 
letzten Jahr musste der Handel zusätzlich einen Rückgang von rd. sechs Prozent registrieren. 

In der aktuellen IHK-Standortumfrage schneidet Dietzenbach bei der Bewertung der Gewerbe- und 
Grundstücksteuer als Standortfaktor deutlich schlechter als der Durchschnitt ab und ein Hebesatz 
von über 400 hat eine negative Signalwirkung, weil die Gewerbesteuer nicht mehr umfassend für 
die Einkommenssteuer in Abzug gebracht werden kann. 

Sowohl für die Gewerbe- wie auch für die Grundsteuer ist bei Verzicht auf bzw. reduzierter Erhöhung 
zusätzlich der positive Effekt auf die Mittel aus dem Kommunalen Finanzausgleich zu 
berücksichtigen!  

Zu Punkt 4: Der Verlust von 10 – 16 Millionen Euro (mit/ohne interne Verrechnung) allein für die 
Städtischen Kindertagesstätten kann nicht fatalistisch als unvermeidlich akzeptiert werden.  

Eine 5%ige Erhöhung für die nicht durch das Land geförderten Kita-Angebote löst zwar nicht das 
Kostenproblem, wäre aber konsequent in dem Grundsatz, dass Kosten, so weit es vertretbar ist, 
durch die Verursacher zu tragen sind.  

Außerdem sind schrittweise Gebührenanpassungen das richtige Mittel, um Elterngenerationen 
gleichmäßiger zu belasten. 

Fraktion FW-UDS 

Jens Hinrichsen 

18.03.2024 


